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Bayerischer Verwaltungsgerichtshof
Im Namen des Volkes

In der Verwaltungsstreitsache

Stadt Nabburg,

vertreten durch den Ersten Bilrgermeister,
Oberer Markt 16, 92507 Nabburg,

- Klagerin -
bevollmachtigt:
gegen
Freistaat Bayern,
vertreten durch:
Landesanwaltschaft Bayern,
Ludwigstr. 23, 80539 Miinchen,
- Beklagter -
wegen

Planfeststellung St 2040 (Beseitigung des Bahnliberganges in Nabburg),

erlasst der Bayerische Verwaltungsgerichtshof, 8. Senat,


Letz, Björn (StBA Amberg-Sulzbach)
Rechteck

Letz, Björn (StBA Amberg-Sulzbach)
Rechteck


aufgrund mundlicher Verhandlung vom 5. November 2024 am 14. November 2024

folgendes
Urteil:

I. Die Klage wird abgewiesen.

Il. Die Klagerin tragt die Kosten des Verfahrens.

lll. Das Urteil ist im Kostenpunkt vorlaufig vollstreckbar.

IV. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Klagerin, eine Stadt, wendet sich gegen den Planfeststellungsbeschluss der Re-
gierung der Oberpfalz vom 11. April 2022 fur die Staatsstraf’e 2040 ,Amberg-Nabburg-
Neunburg vorm Wald“ zur Beseitigung des Bahnuberganges in Nabburg.

Die Staatsstral3e 2040 durchschneidet das Stadtgebiet der Klagerin. Die festgesellte
Planung hat das Ziel, den héhen(schienen-)gleichen Bahnibergang im Zuge der
Staatsstral3e 2040 (Georgen-/Oberviechtacherstrafl3e) in Nabburg zu beseitigen. Um
dies zu erreichen, soll die Staatsstrafl’e 2040 verlegt werden. Sie soll zukunftig vom
Stadtteil Venedig kommend die Naab sudlich der jetzigen Briicke Giberqueren, an der
Nordgauhalle vorbeifiihren und die Eisenbahnlinie ,Hof-Regensburg” unterqueren. Da-
nach soll die Trasse westlich vom Bahnhof vorbei in Richtung Rankenweg gefihrt wer-
den, um dann wieder auf die nach Amberg fihrende Staatsstraf3e 2040 zu treffen. Der
derzeitige Bahnibergang wird aufgelassen; die bisherige Naabbricke wird abgeris-
sen. Die Georgenstralie als Teil der bisherigen StaatsstralRe 2040 wird zur Ortsstral3e
umgestuft. Sie endet als Sackgasse am bisherigen Bahniibergang. In ihrer Verlange-
rung wird ein Ful3gdngerweg mittels einer Unterfiihrung unter der Bahntrasse hin-
durchgefiihrt und an die neue Naabbriicke angeschlossen.

Das Staatliche Bauamt Amberg-Sulzbach beantragte mit Schreiben vom 25. Oktober
2010 die Durchfiihrung des Planfeststellungsverfahrens. Die Planunterlagen wurden



vom 30. November 2010 bis zum 5. Januar 2011 bei der Klagerin und vom 29. No-
vember bis 30. Dezember 2010 im Markt Schwarzhofen offentlich ausgelegt. Der
Stadtrat der Klagerin erhob mit Beschluss vom 1. Februar 2011 Einwendungen. Auf
Grund der Einwendungen wurden die Planunterlagen in der Tektur vom 27. Januar
2017 geandert. Die geanderten Planunterlagen wurden vom 9. Méarz bis 10. April 2017
bei der Klagerin und dem Markt Schwarzhofen erneut 6ffentlich ausgelegt. Mit Schrei-
ben vom 18. April 2017 teilte die Klagerin mit, dass sie ihre Einwendungen vom 1. Feb-
ruar 2010 aufrechterhalt. Vom 16. bis 19. April 2018 fand ein ErOrterungstermin statt.
Zu den daraufhin erneut geanderten Planunterlagen (Tektur b vom 18. Dezember
2020) horte die Planfeststellungsbehdrde mit Schreiben vom 31. Marz 2021 die Kla-
gerin an. Mit Schreiben vom 10. Juni 2021 nahm die Klagerin erneut Stellung.

Die Regierung der Oberpfalz stellte den Plan mit Beschluss vom 11. April 2022 fest.
Der Planfeststellungsbeschluss wurde im Amtsblatt der Regierung der Oberpfalz vom
16. Mai 2022 offentlich bekannt gemacht und lag vom 1. Juni 2022 bis einschlief3lich
14. Juni 2022 zur Einsichtnahme aus. Die Einwendungen der Klagerin wurden, soweit
sie nicht als erledigt angesehen wurden, zuriickgewiesen.

Mit ihrer am 8. Juni 2022 erhobenen Klage rugt die Klagerin Verfahrensfehler und eine
Verletzung ihres Selbstverwaltungsrechts. In formeller Hinsicht riigt sie eine Verlet-
zung von Art. 78 BayVwVTG, weil in Bezug auf das hiesige Planfeststellungsverfahren,
dem Projekt Elektrifizierung der Eisenbahnstrecke ,Hof-Marktredwitz-Regensburg*
und dem Hochwasserschutzprojekt ,Naabtal-Plan® ein einheitliches Planfeststellungs-
verfahren erforderlich gewesen ware. Zudem vermisst die Klagerin einen Erdrterungs-
termin nach Fertigung der Tektur b vom 18. Dezember 2020. Schlief3lich hatten die
Planunterlagen ihre Anstof3funktion nicht erfullt, weil sie durch tberméRige zeichneri-
sche Uberlagerungen uniibersichtlich und unbestimmt gewesen seien. Im Hinblick auf
die Alternativenprifung drénge sich die ,Tunnelvariante® (Variante 15 — Beibehaltung
der Staatsstral3e 2040 und Verlegung der Bahnlinie in einen Eisenbahntunnel unter
den Stadtberg) als bessere Alternative auf. Wegen der bereits zwischen der DB Netz
AG und dem Freistaat Bayern geschlossenen Kreuzungsvereinbarung vom 7. Juli
/1. August 2008 habe keine ernsthafte Alternativenprifung stattgefunden. Zudem fehle
ein aussagekraftiger Kostenvergleich und die Trassen seien nach den falschen Richt-
linien geplant worden. Mit der Tunnelldsung konnten zudem die Anforderungen an den
Larmschutz fur den gesamten innerstadtischen Bereich erfillt werden. Zudem macht
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die Klagerin Mangel bei der Auswahl der geplanten Querungshilfen fur Ful3génger so-
wie bei der Fuhrung der Geh- und Radwege geltend. Weiterhin sei der Hochwasser-
schutz nicht hinreichend bertcksichtigt worden. Fur die an der Nordgauhalle wegfal-
lenden Parkplatze géabe es in der Nahe keine ausreichenden Ersatzflachen. Das Park-
platzkonzept sei zudem unibersichtlich und praxisfremd. Die vorgesehene ,Uberwol-
bung“ am Briickenkopf der abzubrechenden Bestandsbricke ignoriere stadtebauliche
und sicherheitstechnische Belange. Die Gestaltung der neuen Naabbriicke kdnne
nicht in einer nachgelagerten Verhandlungsebene geschoben werden, sondern sei
planfestzustellen. Schliel3lich seien wahrend der siebenjahrigen Bauzeit massive Ver-
kehrsbehinderungen zu beflrchten.

Die Klagerin beantragt:

Der Planfeststellungsbeschluss der Regierung der Oberpfalz vom 11. April 2022 in
der Fassung der Protokollerklarungen vom 5. November 2024 wird aufgehoben.

Hilfsweise:

Der Planfeststellungsbeschluss der Regierung der Oberpfalz vom 11. April 2022 in
der Fassung der Protokollerklarungen vom 5. November 2024 ist rechtswidrig und
nicht vollziehbar.

Der Beklagte beantragt,
die Klage abzuweisen.

Er erachtet die Klage als unzulassig. Vorsorglich verteidigt er den Planfeststellungs-
beschluss. In ihrer Klagebegrindung wiederhole die Klagerin diverse von ihr im Ver-
waltungsverfahren erhobene Einwénde, ohne sich mit den Erwédgungen des Planfest-
stellungsbeschlusses hierzu auseinanderzusetzen. Dieses Vorgehen erfille nicht die
Anforderungen des § 6 UmwRG i.V.m. 8§ 67 Abs. 4 VWGO an eine ordnungsgemalie
Klagebegrindung. Die Einwendungen in Bezug auf die Alternativenpriifung kdnnten
auch deshalb nicht zum Erfolg fuhren, weil sich die Klagerin als Gemeinde weder auf
die fehlerhafte Anwendung von Richtlinien zur Trassierung noch auf den fehlenden
Kostenvergleich berufen kénne.
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Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstands wird auf die Gerichts-
und die beigezogenen Behotrdenakten verwiesen.

Entscheidungsgrinde:
Die zulassige Klage ist nicht begrundet.
A. Die Klage ist zulassig.

Die Klagerin ist im Sinne des 8§ 42 Abs. 2 VwWGO klagebefugt. Sie kann geltend ma-
chen, dass sie durch den Planfeststellungsbeschluss in ihrer in Art. 28 Abs. 2 Satz 1
GG geschuitzten Planungshoheit und inrem kommunalen Selbstverwaltungsrecht ver-
letzt werde, weil kommunale Belange insoweit fehlerhaft abgewogen worden seien
(vgl. BVerwG, U.v. 27.4.2017 — 9 A 30.15 — BVerwGE 159, 1 = juris Rn. 12; U.v.
9.12.2021 — 4 A 2.20 — NVWZ-RR 2022, 317 = juris Rn. 13 f.). Eine Verletzung des
Abwagungsgebots zu ihren Lasten erscheint unter diesen Gesichtspunkten jedenfalls
nicht von vornherein ausgeschlossen.

B. Die Klage ist im Haupt- und Hilfsantrag unbegriindet. Der angefochtene Planfest-
stellungsbeschluss vom 11. April 2022 in der Fassung der Protokollerklarungen vom
5. November 2024 weist keinen Mangel auf, der die Klagerin in ihren Rechten verletzt
und zu seiner Aufhebung (8 113 Abs. 1 Satz 1 VwGO) oder — als rechtliches Minus —
zur Feststellung seiner Rechtswidrigkeit und Nichtvollziehbarkeit fuhrt.

I. Der Senat ist auf die Prifung derjenigen Tatsachen und Beweismittel beschrankt,
welche die Klagerin innerhalb der zehnwdchigen Begriindungsfrist nach 8§ 6 Satz 1
UmwRG angegeben hat. Innerhalb dieser Begriindungsfrist hat die Klagerseite grund-
satzlich den Prozessstoff festzulegen. Spaterer, lediglich vertiefender Vortrag ist nicht
ausgeschlossen (vgl. BVerwG, U.v. 27.11.2018 -9 A 8.17 — BVerwGE 163, 380 = juris
Rn. 14 m. w. N.; U.v. 12.6.2024 — 11 A 13.23 — juris Rn. 17).

Die Klagerin kann als von der Fachplanung betroffene Gemeinde zudem keine umfas-
sende gerichtliche Uberprifung (,Volliberpriifung®) der ihr Gemeindegebiet betreffen-
den Planfeststellung verlangen. Ihre Rechtsposition ist vielmehr beschrankt auf die
Ruge von formellen und materiellen Vorschriften, die ihnrem Schutz dienen, sowie die
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Ruge einer nicht ordnungsgemafien Abwagung ihrer eigenen schutzwirdigen Belange
(vgl. BVerwG, U.v. 12.6.2024 — 11 A 13.23 —juris Rn. 18). Wegen der insoweit beste-
henden Wechselbeziehungen kann sie auch die Kontrolle der den eigenen Belangen
gegenubergestellten Belange verlangen (vgl. BVerwG, U.v. 10.11.2022 — 4 A 16.20 —
juris Rn. 16 m.w.N.). Sie ist im Rahmen des verwaltungsgerichtlichen Rechtsschutzes
jedoch nicht befugt, als Sachwalterin von Rechten Dritter bzw. des Gemeinwohls Be-
lange ihrer Birger geltend zu machen (stRspr, vgl. BVerwG, U.v. 9.12.2021 -4 A 2.20
— NVWZ-RR 2022, 317 = juris Rn. 16; B.v. 6.6.2024 — 7 VR 4.24 — ZUR 2024, 480 =
juris Rn. 22) oder sich zum Kontrolleur anderer staatlicher Behdrden aufschwingen
(vgl. BVerwG, B.v. 18.3.2008 — 9 VR 5.07 — NuR 2008, 502 = juris Rn. 12; U.v.
23.6.2021 — 7 A 10.20 — NVwZ 2021, 1696 = juris Rn. 24; B.v. 6.6.2024 — 7 VR 4.24 —
ZUR 2024, 480 = juris Rn. 22).

Darlber hinaus kann sich die Klagerin — da ihre Klagbefugnis gegeben ist (vgl. Schiitz
in Ziekow, HdB des Fachplanungsrechts, 3. Aufl. 2024, § 8 Rn. 133) — unter den Vo-
raussetzungen des 8§ 4 Abs. 1 und Abs. 3 UmwRG i.V.m. 8 61 Nr. 1 VwWGO auf eine
Verletzung von Verfahrensvorschriften berufen, ohne dass es darauf ankommt, ob die
verletzten Verfahrensvorschriften der Gewahrleistung eines materiellen subjektiven
Rechts dienen und ob die Fehler die Sachentscheidung beeinflusst haben kénnen, wie
es Art. 46 BayVwViIG sonst voraussetzt (vgl. BVerwG, U.v. 9.11.2017 — 3 A 2.15 —
NVwZ 2018, Beilage Nr. 1, 51 = juris Rn. 21 m.w.N., B.v. 14.11.2018 — 4 B 12.18 —
Buchholz 406.254 UmwRG Nr. 30 = juris Rn. 4; VGH BW, U.v. 15.11.2023 -
6 S 1667/22 — KIimR 2024, 125 = juris Rn. 47).

MalRgeblich fur die gerichtliche Prifung ist die Sach- und Rechtslage bei Erlass des
Planfeststellungsbeschlusses am 11. April 2022 (vgl. BVerwG, U.v. 9.2.2017 -
7 A 2.15 — BVerwGE 158, 1 = juris Rn. 21; U.v. 27.6.2019 — 7 C 22.17 — NuR 2019,
846 = juris Rn. 14). Werden danach wie im vorliegenden Fall durch Protokollerkléarun-
gen nur punktuelle Planergdnzungen vorgenommen mit der Folge, dass der festge-
stellte Plan und die nachtraglichen Anderungen zu einem einzigen Panfeststellungs-
beschluss in der durch die Anderungen erreichten Gestalt verschmelzen, so bleibt der
Zeitpunkt des (ersten) Planfeststellungsbeschlusses malgeblich (stRspr, vgl.
BVerwG, U.v. 14.4.2010 -9 A 5.08 — BVerwGE 136, 291 = juris Rn. 29; U.v. 27.6.2019
— 7 C 22.17 — NuR 2019, 846 = juris Rn. 14 m.w.N.; U.v. 4.6.2020 — 7 A 1.18 — NuR
2020, 709 = juris Rn. 34).
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II. Soweit sich die Klagerin auf die formelle Rechtswidrigkeit des Planfeststellungsbe-
schlusses beruft, hat die Klage keinen Erfolg.

1. Auf den geltend gemachten Verstol3 gegen Art. 78 BayVwVfG kann sich die Klage-
rin schon nicht berufen. Er liegt Uberdies nicht vor.

a) Die Klagerin kann sich im vorliegenden Fall auf einen Verstol3 gegen Art. 78
BayVwVfG wegen einer unterlassenen Verfahrensverbindung des Planfeststellungs-
verfahrens mit dem Projekt Elektrifizierung der Eisenbahnstrecke ,Hof-Marktredwitz-
Regensburg® und dem Hochwasserschutzprojekt ,Naabtal-Plan“ nicht berufen, weil er
weder dem Schutz klagerischer (Verfahrens-)Rechte dient noch unter 84 Abs. 1
Satz 1 Nr. 3 UmwRG fallt (vgl. zu den Grundsatzen oben Rn. 19 f). Denn durch Art. 78
BayVwVfG wird ausschlief3lich die Zustandigkeit und das anwendbare Verfahrens-
recht geregelt, wenn mehrere Vorhaben zeitlich und sachlich zusammentreffen (vgl.
BVerwG, U.v. 3.11.2020 — 9 A 12.19 — BVerwGE 170, 33 = juris Rn. 252 ,Verfahrens-
konzentration“; BayVGH, B.v. 24.9.2015 — 8 CS 15.2026 — juris Rn. 12; B.v. 18.2.2019
—87ZB 16.787 —juris Rn. 11). Die Norm verleiht aber selbst keine Rechtsposition, auch
nicht in Form von Beteiligungsrechten.

b) Ein Verstol3 gegen Art. 78 BayVwVI{G ist aber auch nicht ersichtlich.

Nach Art. 78 BayVwVT{G findet fur das Vorhaben oder fiir deren Teile nur ein Planfest-
stellungsverfahren statt, wenn mehrere selbstandige Vorhaben, fir deren Durchfuh-
rung unterschiedliche Planfeststellungsverfahren vorgeschrieben sind, derart zusam-
mentreffen, dass fur diese Vorhaben oder fur Teile von ihnen nur eine einheitliche Ent-
scheidung méglich ist. Es muss sich um Vorhaben handeln, die nicht nur rdumlich,
sondern auch zeitlich zusammentreffen und jeweils ein Planfeststellungsverfahren er-
fordern (vgl. BVerwG, U.v. 6.10.2010 — 9 A 12.09 — Buchholz 407.4 8 17 FStrG Nr. 212
= juris Rn. 23; U.v. 11.7.2019 — 9 A 13.18 — BVerwGE 166, 132 = juris Rn. 40). An
diesem von Art. 78 Abs. 1 BayVwVfG vorausgesetzten zeitlichen Zusammenhang
fehlt es aber, wenn es fir eines der selbstéandigen Vorhaben kein ausgearbeitetes Pla-
nungskonzept des zustandigen Vorhabentragers gibt, das zum Gegenstand eines ein-
heitlichen Planfeststellungsverfahrens gemacht werden kodnnte (vgl. BVerwG, U.v.
6.10.2010 — 9 A 12.09 — Buchholz 407.4 § 17 FStrG Nr. 212 = juris Rn. 23). So liegt
der Fall hier.
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Das streitgegenstandliche stral3enrechtliche Planfeststellungsverfahren wurde am
25. Oktober 2010 eingeleitet (vgl. PFB S. 94); der Planfeststellungsbeschluss erging
am 11. April 2022. Ein ausgearbeitetes Planungskonzept fur das Vorhaben ,Elektrifi-
zierung der Bahnstrecke ,Marktredwitz-Regensburg“ lag weder im Oktober 2010 noch
im April 2022 vor (vgl. PFB S. 497; Eisenbahn-Bundesamt, Stellungnahme vom
12.5.2021, S. 2, digitale BA; BMVDI, Schreiben vom 23.5.2018, digitale GA BIl. 687,
InfraG AG, Stellungnahme vom 4.11.2024, digitale GA BIl. 891). Beim ,Naabtalplan®
handelt sich um eine Studie mit einer detaillierten Einzelfallbetrachtung mdglicher
HochwasserschutzmalRnahmen (vgl. WWA Weiden, abrufbar unter https://www.wwa-
wen.bayern.de/projekte/naabtalplan/index.htm abgerufen am 4.11.2024) und nicht um
ein Vorhaben, fir das ein Planfeststellungsverfahren vorgeschrieben ist. Unabhangig
von der Frage, ob fur die sich aus diesem Konzept ergebenden Hochwasserschutz-
mafinahmen (Deiche, Mauern, mobile Elemente, Binnenentwasserung, Schopfwerke)
ein Planfeststellungsverfahren vorgeschrieben ist (vgl. 8 67 Abs. 2 Satz 3, § 68 WHG),
befinden sich die einzelnen MalRnahmen derzeit in der Vorentwurfsplanung, so dass
auch hier schon kein ausgearbeitetes Planungskonzept vorliegt (vgl. Internetseite des
WWA Weiden https://www.wwa-wen.bayern.de/projekte/naabtalplan/nabburg/in-
dex.htm abgerufen am 4.11.2024).

2. Soweit die Klagerin geltend macht, ihm Rahmen der ,Tektur b“ vom 18. Dezember
2020 hatte ein Erorterungstermin durchgefiihrt werden mussen, liegt ein Verfahrens-
fehler ebenfalls nicht vor. Die Klagerin wurde ausreichend beteiligt.

Nach Art. 73 Abs. 8 Satz 2 i.V.m. Art. 73 Abs. 6 BayVwVi{G ist bei einer Plan&nderung
vor Erlass eines Planfeststellungsbeschlusses ein (weiterer) Erdrterungstermin nur
durchzufiihren, wenn sich die Anderungen voraussichtlich auf das Gebiet einer ande-
ren Gemeinde auswirken. In diesem Fall ist der geanderte Plan dort auszulegen, ein
Anhdrungsverfahren und im Anschluss ein Erdrterungstermin durchzufihren (vgl.
Art. 73 Abs. 8 Satz 2 Halbsatz 2 i.V.m. Art. 76 Abs. 2 bis 6 BayVwVf{G). Ein solcher
Fall liegt hier nicht vor. Abgesehen von diesem Fall ist ein neues Anhorungsverfahren
mit einem Erorterungstermin nur erforderlich, wenn die Anderungen das Gesamtkon-
zept der Planung berthren und die Identitat des Vorhabens nicht gewahrt wirde, weil
die Anderungen zu einem Vorhaben fiihren, das nach Gegenstand, Art, GréRe und
Betriebsweise im Wesentlichen andersartig ist (vgl. BVerwG, U.v. 27.10.2000 —
4 A 18.99 — BVerwGE 112, 140 =juris Rn. 23; U.v. 23.11.2022 — 7 A 9.21 — BVerwGE
177, 108 = juris Rn. 27; B.v. 12.9.2023 — 7 VR 4.23 — ZUR 2023, 677 = juris Rn. 22).
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Eine solche Identitatsanderung hat die Klagerin nicht vorgetragen. Worin die ,wesent-
liche®, die Identitat des Vorhabens verandernde Planadnderung liegen soll, substantiiert
sie nicht. Die Planfeststellungsbehorde hat die Klagerin mit Schreiben vom 31. Méarz
2021 zu den Anderungen der , Tektur b“ angehort (vgl. Art. 73 Abs. 8 Satz 1 BayVwV{G;
PFB S. 100). Damit hat es sein Bewenden.

3. Der Einwand der Klagerin, die ausgelegten Planunterlagen hatten ihre Ansto3funk-
tion nicht erfiillt, weil sie aufgrund tibermaRig zeichnerischer Uberlagerungen uniiber-
sichtlich und unbestimmt gewesen seien und deshalb eine Gesamtbetrachtung des
Vorhabens und seiner konkreten Auswirkungen nicht erméglicht hatten, ist nicht be-
rechtigt.

Nach Art. 73 Abs. 3 i.V.m. Abs. 1 Satz 2 BayVwVfG besteht der auszulegende Plan
aus den Zeichnungen und Erlauterungen, die das Vorhaben, seinen Anlass und die
von dem Vorhaben betroffenen Grundstiicke und Anlagen erkennen lassen. Die so
umschriebene Planauslegung dient der Information der von dem geplanten Vorhaben
Betroffenen (vgl. BVerwG, U.v. 5.12.1986 — 4 C 13.85 — BVerwGE 75, 214 = juris
Rn. 37 m.w.N.). Die ausgelegten Unterlagen missen — aus Sicht der potentiell Be-
troffenen — geeignet sein, diesen ihr Interesse an der Erhebung von Einwendungen
bewusst zu machen (sog. Anstof3funktion vgl. BVerwG, U.v. 25.6.2014 — 9 A 1.13 —
BVerwGE 150, 92 = juris Rn. 12; U.v. 3.4.2019 — 4 A 1.18 — BVerwGE 165, 166 = juris
Rn. 16). Der erforderliche Grad der Bestimmtheit planerischer Zeichnungen und Erlau-
terungen ist nach ihrer Funktion im Planfeststellungsverfahren zu bemessen. Danach
missen sich aus ihnen die abwagungserheblichen Belange mit der Deutlichkeit erge-
ben, die es erlaubt, ihre Bedeutung fur die Planung und Betroffenheit Dritter angemes-
sen zu erkennen (vgl. BVerwG, U.v. 25.3.1988 — 4 C 1.85 — NVwZ 1989, 252 = juris
Rn. 8; U.v.3.11.2020-9 A 12.19 — BVerwGE 170, 33 =juris Rn. 251). Die Komplexitat
planfeststellungsrechtlicher Vorhaben kann und muss bei der Erstellung der Planun-
terlagen nicht vollstandig ausgeblendet werden. Adressat ist der gebildete Laie; fiir ihn
missen die ausgelegten Planunterlagen eine in Sprache und Form verstandliche Dar-
stellung enthalten (vgl. BVerwG, U.v. 3.11.2020 — 9 A 12.19 — BVerwGE 170, 33 =
juris Rn. 86 zu 8§ 6 Abs. 3 Satz 2 UVPG 2010).

Dass die Planunterlagen im vorliegenden Verfahren ihre Anstof3funktion verfehlt hat-
ten, legt die Klagerin nicht substantiiert dar. Insofern bezeichnet die Klagerin schon
nicht die Planunterlagen, in welchen es ihrer Meinung nach zu unibersichtlichen und
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unbestimmten Uberlagerungen gekommen ist (vgl. § 6 Satz 1 UmwRG i.V.m. § 67
Abs. 4 VwWGO). Das Gericht ist von Amts wegen nicht gehalten, samtliche Planunter-
lagen auf ihre Ubersichtlichkeit hin zu tberprifen (vgl. BVerwG, B.v. 11.4.2017 —
4 B 11.17 — ZfBR 2017, 587 = juris Rn. 4; B.v. 14.8.2018 — 9 B 18.17 — juris Rn. 4; U.v.
7.7.2022 - 9 A 1.21 — BVerwGE 176, 94 = juris Rn. 12). Soweit die Klagerin in der
mindlichen Verhandlung explizit in Bezug auf den Bauwerksplan (Unterlage 6.1b) da-
rauf hingewiesen hat, dass dort Einzelheiten zu klein dargestellt seien, lasst sie aul3er
Acht, dass die Planunterlagen nicht nur aus den zeichnerischen Darstellungen, son-
dern auch aus Erlauterungen bestehen (vgl. Art. 73 Abs. 1 Satz 2 BayVwVfG). Textli-
che Erlauterungen zum Bauwerksplan finden sich im Bauwerksverzeichnis (Unterlage
6.2b) und im Erlauterungsbericht (vgl. Unterlage 1Db).

lll. Der Planfeststellungsbeschluss leidet auch nicht an den von der Klagerin geltend
gemachten materiell-rechtlichen Fehlern.

1. Die Planrechtfertigung fur das Vorhaben ist gegeben.

Die Planrechtfertigung ist — ungeachtet der Frage der diesbezuglichen Rugebefugnis
einer Gemeinde — gegeben (offengelassen: BVerwG, U.v. 3.11.2020 — 9 A 6.19 —
BVerwGE 170, 266 = juris Rn. 12; bejahend: BVerwG, U. v. 16.3.2006 — 4 A 1001.04
— NVwZ 2006, 1055 = juris Rn. 194; BayVGH, U.v. 24.9.2021 — 8 A 19.40006 —
KommJur 2021, 424 = juris Rn. 29). Die Planrechtfertigung stellt eine praktisch nur bei
groben und einigermal3en offensichtlichen Missgriffen wirksame Schranke der Pla-
nungshoheit dar (stRspr, vgl. BVerwG, B.v. 23.10.2014 — 9 B 29.14 — NVwZ 2015, 79
= juris Rn. 4; U.v. 28.11.2017 — 7 A 17.12 — BVerwGE 161, 17 = juris Rn. 47).

Einen solchen planerischen Missgriff stellt das planfestgestellte Vorhaben nicht dar.
Die planfestgestellte Beseitigung des héhen(schienen-)gleichen Bahnibergangs im
Zuge der Staatsstral3e 2040 ist verniinftigerweise geboten. Die festgestellte Planung
hat priméar das Ziel, den héhen (schienen-)gleichen Bahniibergang im Zuge der Staats-
stralRe 2040 in Nabburg zu beseitigen, um den Verkehrsfluss deutlich zu verbessern
und die Behinderungen fir alle Verkehrsteilnehmer auf ein Minimum zu reduzieren
(PFB S. 110 f.). Das Vorhaben dient damit den Zielen des Art. 9 Abs. 1 Satz 2 Bay-
StrWG, wonach die Stralenbaulasttrager die Straf3en nach ihrer Leistungsfahigkeit in
einem dem gewohnlichen Verkehrsbedirfnis und den Erfordernissen der offentlichen
Sicherheit und Ordnung gentigendem Zustand zu bauen und zu unterhalten haben.
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Die Malinahme ist dariiber hinaus wegen ihres hohen Nutzen-Kosten-Verhaltnisses in
der 1. Dringlichkeit — Uberhang des 7. Ausbauplans fiir die Staatsstraf3en in Bayern
vom 11. Oktober 2011 (Projektnummer AS020-07) enthalten, der als Programm der
Staatsregierung vom Ministerrat beschlossen wurde (PFB S. 113, 429 f.). Die Einstu-
fung stellt den Arbeitsauftrag an die Stral3enbauverwaltung dar, fur die Verwirklichung
des Projekts in den kommenden Jahren die planerischen sowie rechtlichen Grundla-
gen zu schaffen (vgl. BayStMI, 7. Ausbauplan fur die Staatsstraf3en in Bayern, Vertiefte
Informationen zum neuen Ausbauplan, Stand 11.10.2011, S. 3, abrufbar unter
https://www.baysis.bayern.de/media/internet/ausbau/abp/vertiefte_informatio-
nen_zum_7. ausbauplan__stand_11.10.2011 .pdf).

2. Der Planfeststellungsbeschluss gentigt dem unabhé&ngig von einer gesetzlichen Re-
gelung geltenden, aus dem VerhaltnismaRigkeitsgrundsatz abgeleiteten fachplaneri-
schen Abwagungsgebot (vgl. BVerwG, U.v. 11.12.1981 — 4 C 69.78 — BVerwGE 64,
270 = juris Rn. 17; Hosch in Zeitler, BayStrWG, Stand Jan. 2023, Art. 38 Rn. 134). Er
verletzt die Klagerin nicht in ihrem Recht auf fehlerfreie Abwéagung ihrer Belange.

Das fachplanerische Abwagungsgebot verlangt, dass — erstens — eine Abwagung
Uberhaupt stattfindet, dass — zweitens — in die Abwagung an Belangen eingestellt wird,
was nach Lage der Dinge in sie eingestellt werden muss, und dass — drittens — weder
die Bedeutung der offentlichen und privaten Belange verkannt noch der Ausgleich zwi-
schen ihnen in einer Weise vorgenommen wird, die zur objektiven Gewichtigkeit ein-
zelner Belange aul3er Verhaltnis steht. Innerhalb des so gezogenen Rahmens wird
das Abwagungsgebot nicht verletzt, wenn sich die zur Planung ermachtigte Stelle in
der Kollision zwischen verschiedenen Belangen fir die Bevorzugung des einen und
damit notwendig fur die Zurtckstellung eines anderen entscheidet (stRspr, vgl.
BVerwG, U.v. 3.11.2020 -9 A 12.19 — BVerwGE 170, 33 =juris Rn. 656; U.v. 7.7.2022
-9 A1.21 - BVerwGE 176, 94 = juris Rn. 152).

a) Die Alternativenprifung verletzt keine gemeindlichen Belange der Klagerin. Da die
Klagerin auf die Ruge einer nicht ordnungsgemalfien Abwéagung ihrer eigenen schutz-
wirdigen Belange beschrankt ist (vgl. oben Rn. 19), kann sie der Wahl der planfest-
gestellten Trasse die Vorzugswirdigkeit der von ihr favorisierten Trasse nur entgegen-
halten, wenn bei der Entscheidung fur die planfestgestellte Trasse ihre Belange rechts-
widrig zu kurz gekommen sind (vgl. BVerwG, U.v. 4.4.2019 — 4 A 6.18 — juris Rn. 40).
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aa) Vorliegend kann sich die Klagerin jedoch auf Fehler der Alternativenprifung schon
deswegen nicht berufen, weil sich ihre diesbeziglichen Einwendungen nach dem
Grundsatz von Treu und Glauben als rechtsmissbrauchlich darstellen.

Der Grundsatz von Treu und Glauben nach § 242 BGB ist in der Auspragung des
Verbots unzulassiger Rechtsaustibung auch im Verwaltungsrecht entsprechend her-
anzuziehen (vgl. BVerwG, U.v. 23.11.1993 — 1 C 21.92 — BVerwGE 94, 294 = juris
Rn. 18; U.v. 11.9.2013 — 8 C 11.12 — BVerwGE 147, 348= juris Rn. 44 m.w.N.). Eine
unzulassige Ausiibung von Rechten ist gegeben, wenn eine atypische Situation vor-
liegt, die die Geltendmachung eines an sich vorgesehenen Rechts als missbrauchlich
erscheinen lasst (vgl. BVerwG, U.v. 23.11.1993 — 1 C 21.92 — BVerwGE 94, 294 =
juris Rn. 18; U.v. 11.11.2012 — 5 C 22.11 — BVerwGE 144, 313 = juris Rn. 25). Miss-
brauchlich ist auch widerspruchliches Verhalten, wenn das Verhalten des Berechtigten
einen Vertrauenstatbestand begrindet und der andere Teil im Hinblick hierauf Dispo-
sitionen getroffen hat (vgl. Grineberg in Grineberg, BGB, 84. Aufl. 2025, § 242
Rn. 55 ff.). Die Frage, ob ein Verhalten als treuwidrig oder rechtsmissbréuchlich zu
bewerten ist, hangt von den besonderen Umstanden des jeweiligen Einzelfalls ab und
entzieht sich einer allgemeinen Betrachtung (vgl. BGH, B.v. 14.9.2010 — VIII ZR 83/10
—WuM 2010, 680 = juris Rn. 4; BVerwG, B.v. 11.2.2019 — 4 B 28.18 — BBB 2019 Nr. 6,
60 = juris Rn. 8).

Nach diesem Mal3stab stellt sich das erstmalige Berufen der Klagerin auf Fehler in der
Alternativenprifung im Klageverfahren als rechtsmissbrauchlich dar. Die Klagerin und
der Beklagte haben am 11. Januar 2010 eine Planungsvereinbarung geschlossen (vgl.
digitale GA, BIl. 812 ff.). Darin haben sich die Beteiligten dahingehend verstandigt, ge-
rade die Plantrasse ihren weiteren Planungen zugrunde zu legen. In 8 1 der Planungs-
vereinbarung wird als Grundlage und wesentlicher Bestandteil der Planungsvereinba-
rung ,der modifizierte Rahmenplan vom 20. April 2001 [festgelegt], welcher die kinf-
tige Trassenfihrung der St 2040 beinhaltet”. Bei dem modifizierten Rahmenplan vom
20. April 2001 handelt es sich um eine von der Klagerin in Auftrag gegebene stadte-
bauliche Rahmenplanung, die unter Zugrundelegung der Plantrasse ein stadtebauli-
ches Entwicklungskonzept fur das Umfeld der bisherigen und der zukinftigen Trasse
der Staatsstraf3e 2040 entwirft (vgl. PFB, ergdnzende und begriindende Unterlagen,
Unterlage 3). In § 2 ist vereinbart, dass der Beklagte durch die StralRenbauverwaltung
das fur die Realisierung der neuen Staatsstrafle 2040 (= Rahmenplantrasse) notwen-
dige Planfeststellungsverfahren durchfiihrt und dass die Klagerin zur stadtebaulichen
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Entwicklung des Umfelds der Staatsstral3e 2040 (alte und neue Trasse) die notwendi-
gen Bauleitplanverfahren einleitet. Die Vertragsparteien waren sich dariber einig, dass
die Vorhaben wegen ihres engen Zusammenhangs aufeinander abzustimmen und die
Rechtsverfahren zeitlich zu koordinieren sind (vgl. 8 1 Planungsvereinbarung).

Auf dieser Grundlage hat das Staatliche Bauamt Amberg-Sulzbach mit Schreiben vom
25. Oktober 2010 das entsprechende Planfeststellungsverfahren eingeleitet. Die Kla-
gerin hat im Verlauf des Planfeststellungsverfahrens mit Schreiben vom 9. Mai 2011,
18. April 2017 und 10. Juni 2021 Stellung genommen, ohne den Verlauf der Plantrasse
in Zweifel zu ziehen. Schliel3lich hat die Planfeststellungsbehdrde mit dem streitge-
genstandlichen Planfeststellungsbeschluss vom 11. April 2022 fiir die zwischen den
Beteiligten als Grundlage vereinbarten Trasse (= Rahmenplantrasse) Baurecht ge-
schaffen. Der Stadtrat der Klagerin hat bereits am 5. Mai 2009 auf der Grundlage des
vereinbarten Trassenverlaufs die Aufstellung des Bebauungsplans ,Umgehungs-
strale Sudstadt” und die Anpassung des Flachennutzungsplans beschlossen (vgl. BA
der Klagerin, Bebauungsplan ,Umgehungstrale Sud“ — Auslegungsexemplar, Begriin-
dung, Bekanntmachungen Stadtratsbeschlisse, Auszug aus dem Beschlussbuch
Nr. 138 und Nr. 139). In derselben Sitzung am 5. Mai 2009 hat der Stadtrat zudem
einstimmig den Vorentwurf zum Bebauungsplan ,Umgehungstralle Sudstadt® Gber die
Beseitigung des Bahniibergangs vom 5. Mai 2009 genehmigt und die Verwaltung be-
auftragt, die friihzeitige Unterrichtung und Beteiligung der Offentlichkeit, der Behdrden
und der Trager der 6ffentlichen Belange durchzufuhren (vgl. BA der Klagerin, Bebau-
ungsplan ,Umgehungstrale Sud“ — Auslegungsexemplar, Begriindung, Bekanntma-
chungen Stadtratsbeschlisse, Auszug aus dem Beschlussbuch Nr. 140). Die Klagerin
hat den Planentwurf zum Bebauungsplan ,Umgehungsstraie Suidstadt‘ und zur An-
derung des Flachennutzungsplans mit Landschaftsplan im Bereich ,Umgehungs-
strale Sudstadt® in der Zeit vom 15. Juli bis 28. August 2009 offentlich ausgelegt und
Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben (vgl. BA der Klagerin, Bebauungsplan ,Um-
gehungstralle Sud“ — Auslegungsexemplar, Begriindung, Bekanntmachungen Stadt-
ratsbeschliisse). Dass beide Bauleitplanverfahren bis zum Erlass des Planfeststel-
lungsbeschlusses zunéchst nicht weiterverfolgt wurden, hatte nach Angabe der Kla-
gerin in der mundlichen Verhandlung lediglich Effizienzgriinde. Sie wollte weiteren An-
passungsaufwand vermeiden. Auf Grund der Planungsvereinbarung und des nachfol-
genden Verhaltens der Klagerin konnte der Beklagte im Vertrauen auf den Bestand
des vereinbarten Trassenverlaufs mit entsprechendem Aufwand das Planfeststel-
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lungsverfahren durchfiihren und den vorliegenden Planfeststellungsbeschluss erlas-
sen, ohne mit einem Meinungsumschwung der Klagerin rechnen zu mussen. Die nun-
mehr im Klageverfahren erstmalig von der Klagerin gegen die Alternativenprifung er-
hobenen Einwande, insbesondere eines fehlenden aussagekréaftigen Kostenver-
gleichs, der fehlerhaften Anwendung von Regelwerken und des Aufdrangens der Tun-
nelvariante (Variante 15), erweisen sich daher als rechtsmissbrauchlich und damit un-
zulassig.

Entgegen der Auffassung der Klagerin ist die Geschéaftsgrundlage fur die Planungs-
vereinbarung vom 11. Januar 2010, die Plantrasse der jeweiligen staatlichen und kom-
munalen Planung zugrunde zu legen, auch nicht entfallen. Voraussetzung dafir ware,
dass sich die Verhaltnisse, die fir die Festsetzung des Vertragsinhalts mafRgebend
gewesen sind, seit Abschluss des 6ffentlich-rechtlichen Vertrags so wesentlich geén-
dert haben, dass einer Vertragspartei das Festhalten an der urspriinglichen vertragli-
chen Regelung nicht zuzumuten ist (vgl. Art. 60 BayVwVfG). Eine wesentliche Ande-
rung der fir die Festsetzung des Vertragsinhalts maf3gebenden Verhaltnisse ist gege-
ben, wenn sich die zur Geschaftsgrundlage gemachten Umstande so erheblich gean-
dert haben, dass die Vertragsparteien bei Kenntnis der Anderung den Vertrag nicht
oder nicht mit diesem Inhalt geschlossen hatten (vgl. BVerwG, U.v. 18.7.2012 — 8 C
4.11 — BVerwGE 143, 335 = juris Rn. 57). Das Vorliegen einer solchen wesentlichen
Veranderung hat die Klagepartei nicht dargelegt. Allein die lange Planungszeit von
zwolf Jahren, die fur Planfeststellungsverfahren nicht ungewohnlich ist, stellt keine we-
sentliche Veranderung der Verhaltnisse dar. Inwiefern die Planung der Elektrifizierung
der Bahnstrecke zum Umbau in einen Guterverkehrskorridor im Zuge der Fortschrei-
bung des Bundesverkehrswegeplans wesentliche Auswirkungen auf die Geschafts-
grundlage der Planungsvereinbarung haben sollte, legt die Klagerin nicht naher dar,
sondern beldsst es bei der bloRRen Behauptung, die Planungsvereinbarung ware bei
Kenntnis des Bahnprojekts nicht abgeschlossen worden. Im Ubrigen kommt die kla-
gerseits gewiinschte Verlegung der Eisenbahnstrecke im Zuge des Elektrifizierungs-
vorhabens in einen Tunnel nach Angaben der DB InfraGO AG ohnehin nicht in Be-
tracht (vgl. DB InfraGO AG, Schreiben vom 4.11.2024, digitale GA BI. 890), so dass
sich die Rahmenbedingungen objektiv schon nicht gedndert haben.

bb) Unabhangig davon ist die Forderung der Klagerin nach einer Tunnellésung (,Vari-
ante 15) auch der Sache nach nicht berechtigt.
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Das fachplanerische Abwagungsgebot verlangt, sich ernsthaft anbietende Alternativ-
l6sungen bei der Zusammenstellung des abwagungserheblichen Materials zu bertck-
sichtigen und mit der ihnen objektiv zukommenden Bedeutung in die vergleichende
Prufung der von den méglichen Alternativen jeweils berihrten 6ffentlichen und privaten
Belange einzustellen. Grenzen der planerischen Gestaltungsfreiheit waren nur tber-
schritten, wenn der Planfeststellungsbehdrde beim Auswahlverfahren infolge fehler-
hafter Ermittlung, Bewertung oder Gewichtung einzelner Belange ein rechtserhebli-
cher Fehler unterlaufen wére oder sich eine andere Variante unter Bertcksichtigung
aller Belange eindeutig als bessere, weil 6ffentliche und private Belange schonendere
hatte aufdrangen missen (vgl. BVerwG, U.v. 6.4.2017 — 4 A 2.16 u.a. — DVBI 2017,
1039 =juris Rn. 63; U.v. 2.7.2020 — 9 A 19.19 — BVerwGE 169, 94 = juris Rn. 75; U.v.
5.10.2021 - 7 A 13.20 — BVerwGE 173, 296 = juris Rn. 69;).

Nach diesem Malistab drangt sich die von der Klagerin favorisierte Beibehaltung der
Staatsstral3e 2040 und Verlegung der Bahnlinie in einen Eisenbahntunnel unter den
Stadtberg als bessere Alternative schon deshalb nicht auf, weil sie rechtlich keine Al-
ternative zur Plantrasse darstellt, sondern auf ein anderes Projekt (,aliud“) hinauslauft
(vgl. dazu BVerwG, U.v. 3.5.2013 — 9 A 16.12 — BVerwGE 146, 254 = juris Rn. 85 f,;
U.v. 5.10.2021 — 7 A 13.20 — BVerwGE 173, 296 = juris Rn. 80). Von einer Alternative
kann in rechtlicher Hinsicht nicht mehr gesprochen werden, wenn wie hier ein anderer
Vorhabentrager fir das vorgeschlagene Projekt zustandig ist. FiUr die Feststellung des
Plans zum Bau des Eisenbahntunnels anstelle der Verlegung der StaatsstraRe 2040
ist aber nicht die Regierung zustandig (vgl. Art. 36 Abs. 1, Art. 39 Abs. 1 BayStrwG),
sondern das Eisenbahn-Bundesamt (vgl. 8 3 Abs. 1 Nr. 1 BEVVG i.V.m. § 18 Abs. 1
AEG,; vgl. PFB S. 172), da es sich nicht um ein stral3enrechtliches (vgl. Art. 36 Abs. 1
Satz 1 BayStrWG), sondern um ein eisenbahnrechtliches Vorhaben handelt. Dass die
Planfeststellungsbehorde die ,Tunnellésung® als Variante 15 im Planfeststellungsbe-
schluss (S. 169 f.) abgewogen hat, ist insoweit unerheblich.

b) Auch die Planungshoheit der Klagerin ist im Planfeststellungsbeschluss nicht feh-
lerhaft abgewogen.

Die dem Schutzbereich des Art. 28 Abs. 2 Satz 1 GG zuzuordnende gemeindliche
Planungshoheit vermittelt eine wehrfahige, in die Abwéagung einzubeziehende Rechts-
position gegen fremde Fachplanungen auf dem eigenen Gemeindegebiet, wenn das
Vorhaben nachhaltig eine bestimmte Planung der Gemeinde stort oder wesentliche
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Teile des Gemeindegebietes wegen seiner Grol3raumigkeit einer durchsetzbaren ge-
meindlichen Planung entzieht. Dartiber hinaus muss die Planfeststellungsbehorde auf
noch nicht verfestigte, aber konkrete Planungsabsichten einer Gemeinde abwagend
dergestalt Ricksicht nehmen, dass durch die Fachplanung von der Gemeinde konkret
in Betracht gezogene stadtebauliche Planungsmdglichkeiten nicht unndétigerweise
,verbaut" werden (vgl. BVerwG, U.v. 6.9.2018 — 3 A 15.15 — NVwZ 2019, 313 = juris
Rn. 28, U.v. 4.4.2019 -4 A 6.18 —juris Rn. 34; U.v. 7.10.2021 — 4 A 9.19 — UPR 2022,
98 = juris Rn. 63).

aa) Ihren Vorwurf, die Planfeststellungsbehorde habe sich nicht an ihre Zusage gehal-
ten, die stadtebaulichen Aspekte der Klagerin insbesondere nach Maf3gabe der Ge-
staltungsvorschlage des Stadtplaners unter Einbeziehung des ISEK (UmbauStadt
GDbR, Integriertes stadtebauliches Entwicklungskonzept [ISEK] fir die Stadt Nabburg,
November 2011; abgerufen am 4.11.2024 unter https://www.nabburg.de/leben-woh-
nen/wohnen-bauen/integrierte-stadtentwicklung) bestméglich bei der Planung zu be-
rucksichtigen, substantiiert die Klagerin nicht ndher und erlautert nicht, welchen Ge-
staltungsvorschlag sie nicht bertcksichtigt sieht.

Unabhéngig davon stellt das ISEK vom November 2011 keine zwar noch nicht verfes-
tigte, aber konkrete Planung der Klagerin dar, auf die die Planfeststellungsbehdrde
hatte abwagend Rucksicht nehmen missen. Auch wenn es sich um ein stadtebauli-
ches Entwicklungskonzept handelt, dessen Ergebnisse bei der Aufstellung von Bau-
leitplanen zu bericksichtigen sind (8 1 Abs. 6 Nr. 11i.V.m. § 176a BauGB), unterbreitet
es lediglich Gestaltungsvorschlage bzw. schafft einen Handlungsrahmen (vgl. ISEK
S. 9), stellt aber noch keine konkrete Planung dar.

In Bezug auf den von der Klagerin zwar nach 8§ 2 Abs. 1 BauGB aufgestellten, aber
nicht gem. 8 10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossenen Bebauungsplan ,Umge-
hungsstralle Sud“ (vgl. Rn. 43) spricht unabhangig davon, ob es sich hierbei bereits
um eine hinreichend verfestigte Planungsabsicht handelt, nichts dafir, dass in Be-
tracht gezogene stadtebauliche Planungsmoéglichkeiten der Klagerin durch den streit-
gegenstandlichen Planfeststellungsbeschluss unndétigerweise ,verbaut” werden wiir-
den, zumal die Klagerin mit dieser Planung die Flachen im Umgriff des Planfeststel-
lungsverfahrens gerade vor anderweitigen (entgegenstehenden) Planungen sichern
wollte (vgl. Bebauungsplanentwurf vom 19.10.2010, ergédnzt am 18.11.2020, und Be-
grindung S. 7).
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bb) Aus den Einwanden zu den schalltechnischen Berechnungen (vgl. Unterlage 4b,
4.1b bis 4.5b) ergibt sich ebenfalls kein Abwagungsfehler im Hinblick auf die Planungs-
hoheit der Klagerin.

Anforderung des Immissionsschutzes — hier insbesondere die Vorgaben nach der
16. BImSchV — dienen allein dem 6ffentlichen Interesse und dem Schutz Betroffener,
sind hingegen nicht dem kommunalen Selbstverwaltungsrecht zugeordnet (vgl.
BVerwG, U.v. 15.12.2016 — 4 A 4.15 - BVerwGE 157, 73 =juris Rn. 13; U.v. 9.12.2021
—4 A 2.20 — NVWZ-RR 2022, 317 = juris Rn. 17; U.v. 12.6.2024 — 11 A 13.23 — juris
Rn. 86; BayVGH, U.v. 24.9.2021 — 8 A 19.40006 — juris Rn. 44). Eine nachhaltige
Stérung der Planungshoheit kann insoweit nur dann vorliegen, wenn sich ein vorha-
benbedingter Larmzuwachs auf wesentliche Teile von Baugebieten auswirkt, die in
Bebauungsplanen ausgewiesen sind (stRspr vgl. BVerwG, U.v. 27.4.2017 —9 A 30.15
— BVerwGE 159, 1 = juris Rn. 19) oder kommunale Einrichtungen durch die vom Vor-
haben ausgehende Larm- und Luftschadstoffbelastung erheblich beeintrachtigt wer-
den (vgl. BVerwG, U.v. 10.4.2019 — 9 A 22.18 — BVerwGE 165, 185 = juris Rn. 16 f.).
Beides wurde von der Klagerin nicht innerhalb der Klagebegrindungsfrist des § 6
Satz 1 UmwRG geltend gemacht. Soweit die Klagerin in der mindlichen Verhandlung
erstmals eine Einschréankung der stadtebaulichen Entwicklungsmaéglichkeiten gertgt
hat, erfolgte der Vortrag daher aul3erhalb der Klagebegriindungsfrist nach 8 6 Satz 1
UmwRG und ist damit materiell prakludiert, da weder die Verspatung geniugend ent-
schuldigt ist noch die Einschrankung der stadtebaulichen Entwicklungsmaoglichkeit mit
geringem Aufwand ohne Mitwirkung der Klagerin ermittelt werden konnte (vgl. § 6
Satz 2 und 3 UmwRG).

Der Vorwurf, im Larmgutachten sei ein Gebiet an der Austral3e entgegen der Darstel-
lung im Flachennutzungsplan der Klagerin vom 27. Juni 2006 nicht als Mischgebiet,
sondern als Gewerbegebiet eingestuft worden, ist zudem in der Sache nicht berechtigt.
Insoweit setzt sich die Klagerin schon nicht mit den Ausfiihrungen im Planfeststel-
lungsbeschluss auseinander, der zur Begriindung seines Vorgehens auf § 1 Abs. 2
Satz 2 der 16. BImSchV verweist (PFB S. 372). Vielmehr wiederholt sie nur ihren Ein-
wand aus dem Verwaltungsverfahren (vgl. Schreiben der Klagerin vom 10.6.2021, di-
gitale BA). Dies genigt nicht den Anforderungen an eine ordnungsgemalle Klagebe-
grindung nach 8 6 UmwRG i.V.m. 8 67 Abs. 4 VwGO. Denn Gegenstand der Klage
sind nicht die im Verwaltungsverfahren geltend gemachten Einwénde, sondern ist der
Planfeststellungsbeschluss (vgl. BVerwG, U.v. 6.4.2017 — 4 A 16.16 — DVBI 2017,
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1039 = juris Leitsatz und Rn. 37; U.v. 3.11.2020 — 9 A 12.19 — BVerwGE 170, 33 =
juris Rn. 89; U.v. 7.7.2022 — 9 A 1.21 — BVerwGE 176, 94 = juris Rn. 12).

Unabhangig davon, kommt es auf die Darstellung des Gebiets an der Austral3e als
Mischgebiet im Flachennutzungsplan der Klagerin nicht an. Gem. § 2 Abs. 2 Satz 1
der 16. BImSchV sind die Festsetzungen in — verbindlichen — Bebauungsplanen maf3-
geblich. Bestehen keine Bebauungsplane ist nach 8 2 Abs. 1 der 16. BImSchV auf die
Schutzbediirftigkeit, also die tatsachlichen baulichen Verhaltnisse abzustellen, zu de-
nen die Klagerin nichts vorgetragen hat. Darstellungen zur allgemeinen Art der bauli-
chen Nutzung in Flachennutzungsplanen sind nicht maf3geblich. Es ist nichts dafur
ersichtlich, dass der sowohl fur das Bodenrecht als auch fur die Larmbekampfung
(Art. 74 Abs. 1 Nr. 24 GG) gesetzgebungsbefugte Bund den Gemeinden mit der Fla-
chennutzungsplanung ein Instrument in die Hand geben wollte, die immissionsschutz-
rechtlichen Pflichten eines oOffentlichen Planungstragers aus der 16. BImSchV allein
durch Darstellung einer Bauflache oder eines Baugebiets im Flachennutzungsplan zu
erweitern (vgl. BVerwG, U.v. 6.9.2018 — 3 A 15.15 — NVwZ 2019, 313 = juris Rn. 26;
VGH BW, U.v. 29.1.2020 — 5 S 2620/17 — juris Rn. 47).

cc) Die Einwande der Klagerin in Bezug auf die kiinftige Verkehrsinfrastruktur zeigen
ebenfalls keine Verletzung ihrer Planungshoheit auf. Die Planungshoheit umfasst nicht
das Recht der Gemeinde, ihre Verkehrsinfrastruktur unangetastet zu lassen (vgl.
BVerwG, U.v. 18.3.2008 — 9 VR 5.07 — NuR 2008, 502 = juris Rn. 8 m.w.N.; BayVGH,
U.v. 25.2.2020 — 22 A 18.40038 — ZUR 2020, 559 = juris Rn. 65; OVG RhPf, U.v.
26.6.2024 — 8 C 10163/23.0VG — DVBI 2024, 1434 = juris Rn. 71). Die Planungshoheit
verschafft der Gemeinde insoweit zunéchst nur das Recht, an Planungen und Mal3-
nahmen, die das Gemeindegebiet oder Teile dieses Gebietes nachhaltig betreffen und
die Entwicklung der Gemeinde beeinflussen, beteiligt zu werden (vgl. BVerwG, U.v.
18.3.2008 — 9 VR 5.07 — NuR 2008, 502 = juris Rn. 8 m.w.N.). Dariiber hinaus sind die
Gemeinden in Bezug auf eine Veranderung der verkehrlichen Infrastruktur nur gegen-
Uber solchen Planungen und Maflinahmen Uberortlicher Verwaltungstrager rechtlich
geschutzt, die das Gemeindegebiet oder Teile hiervon nachhaltig betreffen und die
Entwicklung der Gemeinde beeinflussen (vgl. BVerwG, U.v. 4.8.2008 — 9 VR 12.08 —
UPR 2008, 452 = juris Leitsatz und Rn. 3; U.v. 10.12.2008 — 9 A 19.08 — juris Rn. 28).
Dies ist hier nicht der Fall.
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(1) Soweit die Klagerin in Bezug auf die planfestgestellten Bedarfsampeln am Bahnhof
und an der Kreuzung ,Oberviechtacher Stral3e/Perscher Stralde, die Fihrung des Rad-
verkehrs und den weggefallenen Kreisverkehr am ¢stlichen Ende der Plantrasse Si-
cherheitsrisiken geltend macht, zeigt sie keine nachhaltige Betroffenheit inres Gemein-
degebiets oder Teile davon auf. Zudem gehort die Regelung des Stral3enverkehrs (Si-
cherheit und Leichtigkeit des Verkehrs § 45 StVO) seit jeher nicht zum eigenen, durch
Art. 28 Abs. 2 GG geschutzten Wirkungskreis der Gemeinden, sondern zu den staat-
lichen Aufgaben (vgl. BVerwG, U.v. 14.1.1993 — 4 C 2.90 — Buchholz 310 § 65 VwGO
Nr. 109 = juris Rn. 11; U.v. 9.6.1999 — 11 A 8.98 — Buchholz 316 8§ 73 VwWV{G Nr. 30 =
juris Rn. 31; BayVGH, U.v. 24.9.2021 — 8 A 19.40006 — juris Rn. 45; OVG RhPf, U.v.
26.6.2024 — 8 C 10163/23.0VG — DVBI 2024, 1434 = juris Rn. 71). Nach Art. 2 Satz 1
Nr. 1, Art. 3 des Gesetzes Uber die Zustandigkeiten im Verkehrswesen (ZustGVerk)
vom 28. Juni 1990 (GVBI. S. 220) in der Fassung des Gesetzes vom 23. Juli 2024
(GVBI. S. 247) sind kreisangehorige Gemeinden wie die Klagerin zwar Ortliche Stra-
Renverkehrsbehdrden fir Gemeindestral3en (Art. 46 BayStrWG). Nach Art. 6 Satz 1
ZustGVerk erfillen sie aber diese Aufgabe im ubertragenen Wirkungskreis namens
des Staates (Art. 8 Abs. 1 GO), nicht im von Art. 28 Abs. 2 Satz 1 GG geschitzten
eigenen Wirkungskreis (Art. 7 Abs. 1 GO). Fur die Verkehrsregelung auf der Staats-
stral3e 2040 sind die Gemeinden schon nicht zustandig (vgl. Art. 3 und 4 ZustGVerk).

(2) Im Hinblick auf die Einwande zur fehlenden Barrierefreiheit des Treppenaufgangs
und der Rampe von der Eisenbahnunterfihrung (Bauwerk BW 0-4) zur Georgenstral3e
sowie der FuRgangerrampe auf die neue Naabbricke zeigt sie ebenfalls keine nach-
haltige Betroffenheit ihres Gemeindegebiets oder Teilen davon auf.

Soweit die Klagerin in Bezug auf die Eisenbahnunterfiihrung bei der Georgenstral3e
(FuRBweg, Bauwerk 0-4, vgl. PFB, Unterlage 6/1b) aus Griinden der Verkehrssicherheit
fur den Rad- und Ful3verkehr eine Breite von funf Metern fordert, wie es die Kreu-
zungsvereinbarung vorsehe, ist ihre Forderung entsprechend § 242 BGB rechtsmiss-
brauchlich (vgl. zu den Voraussetzungen Rn. 41). Die Klagerin hat der Kreuzungsver-
einbarung zwischen der DB Netz AG und dem Beklagten vom 7. Juli/1. August 2008
mit Stadtratsbeschluss vom 7. Oktober 2008 (vgl. digitale GA BI. 693) zugestimmt (vgl.
8 1 Nr. 1 der Planungsvereinbarung, digitale GA BI. 813). Die Kreuzungsvereinbarung
vom 7. Juli/1. August 2008 sieht an der betreffenden Stelle keine Rad- und Ful3gan-
gerunterfihrung, sondern nur eine Ful3gangerunterfiihrung mit einer Breite von drei
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Metern vor (vgl. 8 2 (1) b) der Kreuzungsvereinbarung), die spater auf vier Meter er-
weitert wurde (vgl. Anlage 7.2 zur Kreuzungsvereinbarung, digitale GA Bl. 762; PFB
S. 380).

Bei dem von der Klagerin in der mundlichen Verhandlung ubergebenen Plan ,Vorpla-
nung Anlage 2 Bauwerksplan EU Bahn-km 58-865 iiber Geh- und Radweg*, der fir
die FuRgangerunterfihrung eine Breite von 5,50 Meter vorsieht, handelt es sich ledig-
lich um einen Entwurf, der nicht Gegenstand der Kreuzungsvereinbarung zwischen der
DB Netz AG und dem Beklagten geworden ist. Dieser ist wohl versehentlich in den
vom Staatlichen Bauamt Amberg-Sulzbach der Klagerin zur Verfugung gestellten Ak-
tenordner ,Freistaat Bayern, St 2040, Amberg-Nabburg-Neunburg a.W., Beseitigung
des Bahniubergangs in Nabburg, Kreuzungsvereinbarung, 07.07.2008“ geraten; denn
die maf3geblichen vom Beklagten vorgelegten Anlagen zur Kreuzungsvereinbarung
sind mit einem roten Stempel ,Geprift Regensburg 12.7.2010 Regierung der Ober-
pfalz® und einer Unterschrift bzw. einem roten Stempel ,Korrektur durch EBA® verse-
hen (vgl. digitale GA BIl. 702 ff.). Der der Kreuzungsvereinbarung beigeflgte Bau-
werksplan ist zudem als Anlage 7.2 bezeichnet (vgl. digitale GA Bl. 762). Als solche ist
er auch im Inhaltsverzeichnis des von der Klagerin vorgelegten Aktenordners aufge-
fuhrt, im Ordner selbst aber nicht abgelegt. Abgesehen davon entspricht die Planung
der FuRgéangerunterfihrung den anerkannten Regeln der Technik (vgl. PFB S. 238).

(3) Im Hinblick auf die monierte fehlende fulllaufige Verbindung zur ,Nordgauhalle®
hat der Beklagte in der mindlichen Verhandlung erlautert, dass der im Bestand bereits
vorhandene Gehweg wieder angebunden werde, so dass von der neuen Trasse eine
durchgehende Gehwegverbindung zur Nordgauhalle bestehe. Der Einwand, der Geh-
weg ende abrupt an der neuen Einmindung des Turnhallenwegs im Bereich der Zu-
fahrt zu den Parkplatzen, ist damit nicht berechtigt.

(4) Soweit die Klagerin beanstandet, dass bei einer Bauzeit von insgesamt sieben
Jahren mit massiven Verkehrsbehinderungen zu rechnen sei, wird daraus keine Ver-
letzung ihres kommunalen Selbstverwaltungsrechts erkennbar. Konkrete und erhebli-
che Beeintrachtigungen des Gemeindegebiets oder Teilen davon sind insoweit schon
nicht hinreichend dargetan. Der Planfeststellungsbeschluss geht im Ubrigen davon
aus, dass wahrend der Bauzeit der Verkehr weiterhin tUber die Bestandstrasse abge-
wickelt wird, weil der Bau der neuen Trasse aufgrund der abseitigen Lage zur beste-
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henden Staatsstraf3e 2040 weitgehend unter Verkehr erfolgen kbénne und nur Ortsstra-
Ren zweitweise voll zu sperren seien (vgl. PFB S. 392; Erlauterungsbericht, Unterlage
1b, S. 96; digitale BA, Niederschrift Gber den Erdrterungstermin, S. 39 f.). Damit setzt
sich die Klagerin nicht auseinander.

c) Ein Abwégungsmangel besteht auch nicht hinsichtlich der durch Art. 28 Abs. 2
Satz 3 GG gewabhrleisteten kommunalen Finanzhoheit der Klagerin. Die Garantie der
kommunalen Finanzhoheit umfasst eine aufgabenadaquate Finanzausstattung der
Gemeinden, die voraussetzt, dass die gemeindlichen Finanzmittel ausreichen, um den
Gemeinden die Erfullung aller zugewiesenen und im Rahmen der kommunalen Selbst-
verwaltung auch die Erfullung selbst gewéhlter Aufgaben zu ermdglichen (vgl.
BVerwG, U.v. 25.3.1998 -8 C 11.97 — BVerwGE 106, 280 = juris Rn. 21; B.v.
18.3.2008 — 9 VR 5.07 — NuR 2008, 502 = juris Rn. 10).

aa) Der Einwand der Klagerin, durch die im Planfeststellungsbeschluss enthaltene
Abstufungsverfiigung beziglich der bisherigen Staatsstral3e 2040 zwischen dem jetzi-
gen Bahniubergang und dem Kreisverkehr an der Regensburger Stral3e zur Gemein-
destral3e (vgl. Tenor A.VI, PFB, S. 88; Unterlage 6.2b, Blatt 49; Unterlage 6.3b) komme
eine hohe finanzielle Belastung auf sie als kinftige Tragerin der Stral3enbaulast zu
(vgl. Art. 46 Nr. 2, 47 Abs. 1 BayStrWG), weil der Straf3enabschnitt sanierungsbedurf-
tig sei, ist in der Sache nicht berechtigt.

Dem Interesse der Klagerin, keine marode Stral3e in ihre Baulast tbernehmen zu mus-
sen, wird hier bereits durch die Regelung des Art. 9 Abs. 4 BayStrWG Rechnung ge-
tragen. Danach hat der Beklagte dafiir einzustehen, dass er seiner Stral3enbaulast in
dem gebotenen Umfang genugt hat. Art. 9 Abs. 4 BayStrWG soll gerade den nachfol-
genden Baulasttrager vor einer bewusst pflichtwidrigen Vernachlassigung der Baulast
des Vorgangers bewahren (vgl. Hauliler in Zeitler, BayStrWG, Stand Januar 2023,
Art. 9 Rn. 67, 68). Im Ubrigen trifft die Klagerin nach Art. 9 Abs. 1 Satz 1i.V.m. Art. 47
Abs. 1, Art. 46 BayStrWG die Erhaltungslast nur fir eine Gemeindestral3e, nicht aber
fur eine Staatsstral3e. lhre Erhaltungspflicht beschrankt sich nach Art. 9 Abs. 1 Satz 2
BayStrWG darauf, nach Mafigabe ihrer Leistungsféahigkeit fir einen Erhaltungszu-
stand zu sorgen, der ausreicht, um dem im Vergleich zu einer Staatsstral3e deutlich
verminderten Verkehrsbedurfnis und den geringeren Erfordernissen der offentlichen
Sicherheit und Ordnung gerecht zu werden. Um die Gebrauchstauglichkeit zu gewéhr-
leisten, bedarf es nur des Instandhaltungs- und Instandsetzungsaufwandes, den die
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Gemeinde den ubrigen Gemeindestral3en in ihrem Gebiet angedeihen lasst (vgl. zum
Ganzen BVerwG, B.v. 26.6.1992 — 4 B 105.92 — juris Rn. 8; ThirOVG, U.v. 30.11.2022
— 1 KO 770/18 — ThurVBI 2023, 251 = juris Rn. 46). Soweit sie auch hierzu unter Be-
ricksichtigung ihrer Leistungsfahigkeit aul3erstande ist, hat sie auf den nicht verkehrs-
sicheren Zustand durch Verkehrszeichen hinzuweisen (Art. 9 Abs. 1 Satz 3 Bay-
StrwaG).

bb) Der Einwand der Klagerin, es fehlten adaquate Regelungen zur Kostentragung fur
die Verlegung von Entwasserungs- und Wasserversorgungsleitungen der gemeindli-
chen Wasserversorgung, ist ebenfalls nicht berechtigt. Fur die zu verlegenden Ent-
wasserungs- und Wasserversorgungsleitungen hat die Planfeststellungsbehérde die
Ausfiihrung im Benehmen mit der Klagerin zugesichert. Zudem hat der Beklagte im
Wege der Protokollerklarung in der mundlichen Verhandlung eine Auflage zur Kosten-
tragung durch den Vorhabentrager aufgenommen (vgl. Protokoll tGber die miundliche
Verhandlung vom 5.11.2024, S. 3, GA BIl. 881). Der klagerische Einwand ist damit er-
ledigt. Der Vollzug der erforderlichen Anpassungen der Kanalleitungen kann der Aus-
fuhrungsplanung vorbehalten werden (vgl. BVerwG U.v. 16.3.2021 — 4 A10.19
— NVwZ 2021, 1615 = juris Rn. 68; U.v. 23.6.2021 — 7 A 10.20 — NVwZ 2021, 1696 =
juris Rn. 43; U.v. 25.5.2023 — 7 A 7.22 -BVerwGE 179, 30 = juris Rn. 67).

d) Das kommunalen Selbstverwaltungsrecht nach Art. 28 Abs. 2 GG ist in der Abwa-
gung auch nicht in Bezug auf eine kommunale Einrichtung fehlerhaft bertcksichtigt.

Eine Verletzung des kommunalen Selbstverwaltungsrechts mit Bezug auf den Betrieb
kommunaler Einrichtungen kommt in Betracht, wenn solche Einrichtungen durch das
Vorhaben in ihrer Funktionsfahigkeit erheblich beeintrachtigt werden (vgl. BVerwG,
U.v. 3.11.2020 — 9 A 6.19 — BVerwGE 170, 266 = juris Rn. 10; U.v. 23.6.2022 —
7 C1.21 - 7fB 2022, 207 = juris Rn. 11).

aa) Der Betrieb der ,Nordgauhalle® als gemeindliche Einrichtung wird durch den plan-
bedingten Wegfall von drei3ig Parkplatzen nicht erheblich beeintrachtigt.

Eine solche erhebliche Beeintrachtigung hat die Klagerin in der maR3geblichen Klage-
begrindung vom 17. August 2022 schon nicht dargelegt (vgl. § 6 Abs. 1 UmwRG). In
Bezug auf die Parkplatzsituation hat sie lediglich ausgefiihrt, dass das Parkplatzkon-
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zept des StralRenbauamts untbersichtlich und praxisfremd sei sowie fir die entfallen-
den drei3ig Parkplatze in ausreichender Nahe keine Ersatzflachen verfiigbar seien.
Dass die Funktionsfahigkeit der ,Nordgauhalle® durch den Wegfall der dreil3ig Park-
platze erheblich beeintrachtigt ware, hat die Klagerin damit nicht aufgezeigt. Soweit
sie in der mundlichen Verhandlung ohne nahere Begriindung vorgetragen hat, der Ver-
lust von dreil3ig Stellplatzen habe wesentlichen Einfluss auf die weitere Nutzung der
stadtischen Kultur- und Veranstaltungshalle und etwaiger Folgenutzungen, stellt dies
keinen vertiefenden klagerischen Vortrag dar, sondern erstmaligen Vortrag nach Ab-
lauf der zehnwochigen Klagebegrindungsfrist, der nach 8 6 Satz 1 UmwRG materiell-
rechtlich préakludiert ist. Die Verspatung ist weder genugend entschuldigt noch ist der
Sachverhalt mit geringem Aufwand ohne Mitwirkung der Klagerin ermittelbar (vgl. 8 6
Satz 2 und 3 UmwRG). Fur den Wegfall der Parkplatze steht der Klagerin ein Entsché-
digungsanspruch zu, den der Beklagte dem Grunde nach durch Protokollerklarung in
der mindlichen Verhandlung als Auflage in den Planfeststellungsbeschluss aufge-
nommen hat (vgl. Protokoll S. 4, digitale GA Bl. 881). In Bezug auf die Art und Weise
der Entschadigung durfte der Beklagte die Klagerin auf das nachfolgende Entschadi-
gungsverfahren verweisen (vgl. Art. 40 BayStrWG, Art. 8 ff. BayEG; vgl. BVerwG, U.v.
14.7.2011 — 9 A 14.10 — NVwZ 2012, 180 = juris Rn. 40 m.w.N.; BayVGH, U.v.
22.1.2024 — 8 A 22.40040 — juris Rn. 79).

bb) Mitihrem Vorhalt, es fehle eine Wendemaoglichkeit fir Entsorgungs- und Rettungs-
fahrzeuge am Ende der Strale ,Poststeig®, zeigt sie ebenfalls keine erhebliche Beein-
trachtigung einer kommunalen Einrichtung auf. Bei etwaigen verkehrlichen Erschwer-
nissen fur Entsorgungs- und Rettungsfahrzeugen handelt sich um keine Beeintrachti-
gung offentlicher Einrichtungen der Klagerin nach Art. 21 GO. Fur die Abfallentsorgung
ist gem. Art. 3 Abs. 1 BayAbfG der Landkreis im eigenen Wirkungskreis (vgl. BayVGH,
U.v. 23.6.2015 — 22 A 14.40036 — juris Rn. 23), fur den Rettungsdienst ist gem. Art. 4
Abs. 1 Satz 2 BayRDG der Landkreis im tbertragenen Wirkungskreis zustandig. Ab-
gesehen davon wirde das bloRe Fehlen einer Wendemdglichkeit noch nicht zu einer
erheblichen Beeintrachtigung fuhren (vgl. BayVGH, U.v. 23.6.2015 — 22 A 14.40036 —
juris Rn. 23).

Mit ihrem weiteren Vortrag in der miundlichen Verhandlung, die Klagerin misse auf
eigene Kosten eine solche Wendemdglichkeit schaffen, was eine Verletzung ihrer
durch Art. 28 Abs. 2 GG gewahrleisteten kommunalen Finanzhoheit darstelle, ist die
Klagerin gem. 8 6 Satz 1 UmwRG bereits prakludiert. Nach Ablauf der 10-Wochenfrist
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des 8 6 Satz 1 UmwRG kann der Tatsachenvortrag zwar vertieft, der Prozessstoff als
solcher jedoch nur unter den Voraussetzungen des § 6 Satz 2 bis 4 UmwRG, die hier
nicht vorliegen, erweitert werden. Der nach Ablauf der Klagebegrindungsfrist ge-
maf 8§ 6 Satz 1 UmwRG erst in der mindlichen Verhandlung vorgebrachte Einwand
enthalt neuen Tatsachenvortrag, der nicht zu bertcksichtigen ist.

e) Das Selbstgestaltungsrecht der Klagerin ist ebenfalls nicht fehlerhaft abgewogen.

Abwehranspriiche erwachsen aus dem in den Schutzbereich des Art. 28 Abs. 2 Satz 1
GG fallenden gemeindlichen Selbstgestaltungsrecht nur dann, wenn die Gemeinde
durch Mal3nahmen betroffen wird, die das Ortsbild entscheidend pragen und hierdurch
nachhaltig auf das Gemeindegebiet und die Entwicklung der Gemeinde einwirken (vgl.
etwa BVerwG, U.v. 18.7.2013 — 7 A 4.12 — BVerwGE 147, 184 = juris Rn. 62, U.v.
10.11.2022 — 4 A 16.20 — juris Rn. 54 m.w.N.). Das ist vorliegend nicht der Fall.

aa) Die von der Klagerin monierte fehlende Sichtbeziehung zur Naab an der neuen
FuRRgangerunterfihrung am Ende der GeorgenstraRe auf Grund einer Gelandeauf-
schittung am Naabufer erreicht nicht die erforderliche Erheblichkeitsschwelle, um von
einer das Ortshild entscheidend pragenden Beeintrachtigung sprechen zu kénnen.
Denn eine Sichtbeziehung von der Georgenstral3e zur Naab hat das Ortsbild schon
bislang nicht gepragt. Im Ubrigen sieht der Planfeststellungsbeschluss in der durch
Protokollerklarung am 5. November 2024 geanderten Fassung keine Aufschuttung vor.
Vielmehr bleibt es bei den bisherigen Gelandeverhaltnissen. Der von der Klagerin an-
gefuihrte Widerspruch zur Planunterlage 6.1b liegt nicht vor, da mit der Auflage gerade
klargestellt wurde, dass die Beschreibung ,Auftrag® in der Planunterlage 6.1b nicht
gelten soll.

Aus der von der Klagerin in Bezug genommenen ,Machbarkeitsstudie vom 14.1.2021,
S. 44 ff.“ ergibt sich nichts Anderes. Die Studie zur rAumlichen Entwicklung — Bereich
Bahnunterfihrung — UmgehungsstralRe — Siudstadt des Landschaftsarchitekturbtiros
F. (vgl. digitale GA BIl. 591; im Folgenden: Machbarkeitsstudie) stellt keine verfestigte
Planung oder eine noch nicht verfestigte, aber konkrete Planungsabsicht der Klagerin
dar, auf die abwéagend Ricksicht zu nehmen gewesen wéare (vgl. BVerwG, U.v.
23.6.2021 — 7 A 10.20 — NVwZ 2021, 1696 = juris Rn. 25; B.v. 30.7.2024 — 11 B 1.24
— juris Rn. 5). Aufgabe der Studie war es, Vorschlage zur stadtebaulichen Gestaltung
zu erarbeiten, um der Birgerschaft und den Entscheidungsgremien ein Bild und eine
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Vorstellung zu geben, wie unter Beriicksichtigung der neuen Verkehrsfihrung und
dem Abbruch der bisherigen Naabbriicke der Innenstadtbereich optimal gestaltet wer-
den konnte (vgl. Machbarkeitsstudie S. 7). Sie bildet damit nur eine Diskussionsgrund-
lage fur etwaige Planungen der Klagerin. Aber selbst wenn man insoweit von einer
hinreichend verfestigten, konkreten Planung der Klagerin ausgehen wirde, hatte sie
nach dem Grundsatz der Prioritat auf die StraRenplanung Rucksicht zu nehmen und
nicht umgekehrt, da die StralRenplanung im Jahr 2021 bereits hinreichend verfestigt
war (vgl. BVerwG, U.v. 6.11.2013 — 9 A 9.12 — NuR 2014, 277 = juris Rn. 21; U.v.
27.7.2021 - 4 A 14.19 — BVerwGE 173, 132 = juris Rn. 85).

bb) Der Einwand, die herausragende Bedeutung einer adaquaten Gestaltung der
neuen Naabbriicke fur das Stadtbild von Nabburg mit ihren einzigartigen historischen
Bereichen durfe nicht auf eine ,nachgelagerte Verhandlungsebene“ geschoben wer-
den, fuhrt ebenfalls nicht zum Erfolg. Auch wenn ein Planfeststellungsbeschluss
grundsatzlich alle durch das Vorhaben verursachten Konflikte |6sen muss (stRspr,
z.B. BVerwG, U.v. 11.7.2019 — 9 A 13.18 — BVerwGE 166, 132 = juris Rn. 170; U.v.
3.11.2020 — 9 A 12.19 — BVerwGE 170, 33 = juris Rn. 744), durfen Fragen der Bau-
ausfuhrung in der Regel aus der Planfeststellung ausgeklammert werden, sofern nach
dem Stand der Technik zur Problembewaltigung geeignete Losungen zur Verfigung
stehen und die Wahrung der entsprechenden Regelwerke sichergestellt ist
(vgl. BVerwG U.v. 16.3.2021 —4 A 10.19 — NVwZ 2021, 1615 = juris Rn. 68; U.v.
23.6.2021 — 7 A 10.20 — NVwZ 2021, 1696 = juris Rn. 43; U.v. 25.5.2023 -7 A 7.22 —
BVerwGE 179, 30 = juris Rn. 67 f.).

Nach diesem Mal3stab liegt in Bezug auf die Gestaltung der neuen Naabbricke kein
Verstol3 gegen den Grundsatz der Konfliktbewaltigung vor. Im Hinblick auf die Bri-
ckengestaltung sind im Planfeststellungsbeschluss Lage, lichte Weite, HOhe, Breite
und Anzahl der Bruckenpfeiler des neuen Brickenbauwerks bereits geregelt (vgl. Un-
terlage 6.1b und 6.2b, Blatt 53; Unterlage 7.1b; PFB, S. 238 f.). Damit sind die wesent-
lichen &ulReren Dimensionen im Planfeststellungsbeschluss selbst festgelegt. Ledig-
lich die optische Gestaltung der Briicke wie die Farbe der Briicke oder die Ausgestal-
tung des Bruckengelanders wird der Ausfiihrungsplanung tberlassen. Solche Detail-
fragen durfen der Ausfihrungsplanung Uberlassen werden (vgl. BVerwG, U.v.
23.6.2021 — 7 A 10.20 — NVwZ 2021, 1696 = juris Rn. 43 in Bezug auf die optische
Gestaltung einer Larmschutzwand), zumal die Planfeststellungsbehotrde der Klagerin
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zugesichert hat, eine gestalterische Abstimmung mit ihr vorzunehmen (vgl. PFB
S. 391, Niederschrift Gber den Erdrterungstermin S. 39, digitale BA).

3. Soweit die Klagerin gegen die wasserrechtliche Planfeststellung zur Herstellung
des Hochwasserruckhalteraums ,Sterzenbach® an der Austral’e und zur Schaffung ei-
nes Retentionsraums fur den Sterzenbach (8 67 Abs. 2 Satz 3, 8 68 Abs. 1 WHG)
Einwendungen erhebt und eine Verschlechterung der Hochwassersituation am ,Alten
Brickenweg® beflrchtet, fuhrt dies ebenfalls nicht zu einer fehlerhaften Abwagung ge-
meindlicher Belange.

Die Aufgaben des Hochwasserschutzes sind keine gemeindlichen, sondern nach
Art. 63 Abs. 1 Satz 1 BayWG staatliche Aufgaben (vgl. BayVGH, U.v. 21.11.2023 —
8 A 21.40040 —juris Rn. 54). Eine Verletzung gemeindlicher Rechte kann sich bei einer
wasserrechtlichen Planfeststellung jedoch aus einer nicht ordnungsgemafen Abwa-
gung geschutzter Belange der Gemeinde ergeben (vgl. Guckelberger in Ziekow, Hand-
buch des Fachplanungsrechts, 3. Aufl. 2024, S.654f.; Schenk, Sieder/Zeit-
ler/Dahme/Knopp, 8§ 68 Rn. 28). Dies macht die Klagerin aber nicht geltend, wenn sie
lediglich eine Abstimmung der Mal3Bnahmen mit dem sog. ,Naabtalplan® vermisst. Ihr
erst in der mundlichen Verhandlung erhobener Einwand, der vorgesehene Ablauf in
die Ortskanalisation fiihre zu einer Uberlastung der Kanalisation, ist nach § 6 Satz 1
UmwRG prékludiert, da auch insoweit die Voraussetzungen des 8§ 6 Satz 2 und 3 Um-
WRG nicht vorliegen. Zur Hochwassersituation am ,Alter Brickenweg® fuhrt die Plan-
feststellungsbehorde aus, dass der Vorhabentrager in der Tektur b vom 18. Dezember
2020 am bestehenden Durchlass in der OrtsstralRe ,Alter Bruckenweg® eine selbstta-
tige Ruckstauklappe vorgesehen habe, so dass keine hydraulische Verschlechterung
eintrete (PFB S. 386). Dass diese Schutzmalinahme nicht ausreicht, hat die Klagerin
nicht dargetan. Die ebenfalls erhobene Forderung nach einer Sicherstellung von Ret-
tungswegen bei Uberflutungen betrifft schon keine kommunale, sondern eine staatli-
che Aufgabe (vgl. oben Rn. 72).

C. Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1 VwGO.

Die Entscheidung lber die vorlaufige Vollstreckbarkeit folgt 8§ 167 Abs. 1 Satz 1 VwGO
in Verbindung mit 8§ 708 ff. ZPO.
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Die Revision ist nicht zuzulassen, da die Voraussetzungen des 8 132 Abs. 2 VwWGO
nicht vorliegen.

Rechtsmittelbelehrung

Nach 8§ 133 VwGO kann die Nichtzulassung der Revision durch Beschwerde zum Bun-
desverwaltungsgericht in Leipzig angefochten werden. Die Beschwerde ist beim Bay-
erischen Verwaltungsgerichtshof (in Minchen Hausanschrift: Ludwigstrafl3e 23, 80539
Munchen; Postfachanschrift: Postfach 34 01 48, 80098 Munchen; in Ansbach: Mont-
gelasplatz 1, 91522 Ansbach) innerhalb eines Monats nach Zustellung dieser Ent-
scheidung einzulegen und innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung dieser Ent-
scheidung zu begriinden. Die Beschwerde muss die angefochtene Entscheidung be-
zeichnen. In der Beschwerdebegriindung muss die grundsatzliche Bedeutung der
Rechtssache dargelegt oder die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts, des
Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshife des Bundes oder des Bundesverfas-
sungsgerichts, von der die Entscheidung des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs
abweicht, oder der Verfahrensmangel bezeichnet werden.

Vor dem Bundesverwaltungsgericht missen sich die Beteiligten, aul3er in Prozesskos-
tenhilfeverfahren, durch Prozessbevollmachtigte vertreten lassen. Dies gilt auch fur
Prozesshandlungen, durch die ein Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht ein-
geleitet wird. Als Prozessbevollmachtigte zugelassen sind neben Rechtsanwélten und
Rechtslehrern an den in 8 67 Abs. 2 Satz 1 VwWGO genannten Hochschulen mit Befa-
higung zum Richteramt nur die in § 67 Abs. 4 Satz 4 VwGO und in 88 3, 5 RDGEG
bezeichneten Personen. Fur die in § 67 Abs. 4 Satz 5 VwGO genannten Angelegen-
heiten (u.a. Verfahren mit Beziigen zu Dienst- und Arbeitsverhéaltnissen) sind auch die
dort bezeichneten Organisationen und juristischen Personen als Bevollmachtigte zu-
gelassen. Sie mussen in Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht durch Perso-
nen mit der Befédhigung zum Richteramt handeln.
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Eine Ubermittlung elektronischer Dokumente ist unter den Voraussetzungen des § 55a
VwGO i.V.m. der ERVV moglich. Fur die in § 55d VWGO Genannten gilt unter den dort
genannten Voraussetzungen die Pflicht zur elektronischen Ubermittlung. Eine einfa-
che E-Mail genugt nicht.

Beschluss:

Der Streitwert wird auf 60.000 Euro festgesetzt.

Grinde:

Die Streitwertfestsetzung folgt aus 8 52 Abs. 1 GKG unter Orientierung an Nr. 34.3 des
Streitwertkatalogs fur die Verwaltungsgerichtsbarkeit 2013.

Fur die Richtigkeit und Vollstandigkeit der Abschrift
Minchen/Ansbach, 12.02.2025

Maidl

als Urkundsbeamtin der Geschaftsstelle


Letz, Björn (StBA Amberg-Sulzbach)
Rechteck

Letz, Björn (StBA Amberg-Sulzbach)
Rechteck
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